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Einleitung:  
Wahlrecht und andere politische Rechte

Das aktive und passive Wahlrecht ist nur eines von vie-
len politischen Rechten.

1
 Hierzu zählen beispielsweise 

das Recht auf freie politische Meinungsäußerung, das 
Demonstrationsrecht, das Recht, einer politischen Partei 
oder anderen Organisationen beizutreten oder diese zu 
gründen, das Recht zu streiken oder sich in Gewerkschaf-
ten oder anderen Verbänden, die die Interessen von Ar-
beitnehmern vertreten, zu engagieren und das Recht, im 
öffentlichen Dienst zu arbeiten. Das Wahlrecht ist ein wich-
tiges politisches Recht, weil es Zugang zur Bildung politi-
scher Macht verschafft und die Gesetzgebung und Politi-
ken der Kommune oder des Landes beeinflusst, in dem 
man lebt. Das Wahlrecht ist außerdem von symbolischer 
Bedeutung: Es ist ein Zeichen dafür, dass Zuwanderer als 
gleichwertige Mitglieder der civitas (Bürgerschaft), ange-
sehen werden, die zur Teilnahme an gesellschaftlichen 
Entscheidungsprozessen berechtigt ist. In der Vergan-
genheit spielten beide Elemente – politische Macht und 
Anerkennung als vollwertiges Mitglied der Gemeinschaft 
– immer dann eine wichtige Rolle, wenn das Wahlrecht auf 
neue Personengruppen übertragen wurde: Männer ohne 
Land oder Einkommen, männliche Arbeiter, Frauen, jun-
ge Menschen und ausländische Staatsangehörige. Einige 
dieser Ausweitungen des Wahlrechts waren das Ergebnis 
langer sozialer und politischer Kämpfe, die von den be-
troffenen Personen ausgetragen wurden. Andere Erweite-
rungen wiederum wurden im allgemeinen Interesse oder 
aus parteipolitischen Interessen von ›oben‹ durchgesetzt, 
ohne dass dem lange Kämpfe von ›unten‹ vorausgegan-
gen waren.

Wahlrecht für Ausländer:  
von Exklusion zu Inklusion

Der traditionellen Auffassung im internationalen Recht 
zufolge dürfen politische Aktivitäten von ausländischen 
Staatsangehörigen beschränkt werden. Diese Idee geht 
auf die Zeit der zunehmenden Herausbildung und Stär-

kung von Nationalstaaten im 19. Jahrhundert zurück: Nur 
Staatsangehörige durften aufgrund ihrer exklusiven recht-
lichen Beziehung zum Staat (Staatsbürgerschaft) an Wah-
len und politischen Entscheidungsprozessen teilnehmen. 
Ausländische Staatsangehörige wurden als nicht zugehö-
rig betrachtet und daher von politischer Mitsprache ausge-
schlossen. Die beiden Weltkriege und der damit einherge-
hende starke Nationalismus verfestigten diese Idee. Das 
erklärt auch, warum es in der Europäischen Menschen-
rechtskonvention (EMRK) von 1950 eine spezielle Klausel 
(Artikel 16) gab, die besagte, dass die Bestimmungen zur 
freien Meinungsäußerung und Versammlungs- sowie Ver-
einigungsfreiheit die Hohen Vertragsparteien nicht in ihrem 
Recht einschränken sollten, politische Aktivitäten von Aus-
ländern zu beschränken. Regierungen durften daher politi-
sche Reden oder Schreiben von ausländischen Staatsan-
gehörigen einschränken, ihre Mitgliedschaft in politischen 
Parteien verbieten und diejenigen Ausländer ausweisen, 
die streikten oder anderen ›unerwünschten politischen Ak-
tivitäten‹ nachgingen.

Mit zunehmender europäischer Integration und stei-
gender Zuwanderung wurde diese Sichtweise zunehmend 
problematisch.2

 Die Parlamentarische Versammlung des 
Europarats empfahl bereits 1977 die Aufhebung von Arti-
kel 16 EMRK.

3
 Diese Empfehlung wurde bislang nicht um-

gesetzt, die Bestimmung ist jedoch zu einem toten Buch-
staben geworden. Eine ähnliche Bestimmung wurde in 
späteren Menschenrechtsabkommen nicht aufgenommen. 
Aber die Europäische und die UN-Menschenrechtskon-
vention garantieren das aktive und passive Wahlrecht nur 
für Staatsbürger. 1992 verabschiedete der Europarat das 
Übereinkommen über die Beteiligung von Ausländern am 
kommunalen öffentlichen Leben.4

 In Artikel 6 dieses Über-
einkommens heißt es, dass »jedem ansässigen Auslän-
der« unabhängig von seiner Nationalität nach fünf Jahren 
rechtmäßigen Aufenthalts bei Kommunalwahlen das aktive 
und passive Wahlrecht zugestanden werden soll, unter der 
Voraussetzung, dass er dieselben rechtlichen Vorausset-
zungen erfüllt, die auch für Angehörige des Staates gel-
ten, in dem er lebt. Die Präambel der Konvention verweist 
auf die Notwendigkeit zur Integration von Zuwanderern 
und betont, dass diese auf kommunaler Ebene dieselben 
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Pflichten haben wie Staatsbürger und daher auch diesel-
ben Mitspracherechte haben müssten. Das Übereinkom-
men kann als implizite Revision von Artikel 16 EMRK 
betrachtet werden. Im März 2014 hatten nur fünf EU-Mit-
gliedstaaten das Übereinkommen ratifiziert (Dänemark, 
Frankreich, Italien, Niederlande, Schweden), weitere fünf 
Staaten hatten es unterzeichnet (Zypern, Tschechische 
Republik, Litauen, Slowenien, Vereinigtes Königreich). Ita-
lien schloss die Anwendung der Bestimmungen zum Kom-
munalwahlrecht aus der Ratifizierung aus. Deutschland 
hat das Übereinkommen aufgrund verfassungsrechtlicher 
Bedenken bislang nicht unterzeichnet5

, allerdings hätte es 
sich dazu entscheiden können, dem Beispiel Italiens zu 
folgen und das Ausländerwahlrecht aus der Ratifizierung 
auszuschließen, aber die Bestimmungen zu anderen poli-
tischen Rechten anzunehmen.

Politische Rechte und das Kommunal-
wahlrecht von EU-Staatsangehörigen, die 
in einem anderen Mitgliedstaat leben

Politische Rechte

Der Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft (EWG-Vertrag), unterzeichnet 1957, ga-
rantierte Bürgern aus EU-Staaten, die in einem anderen 
Mitgliedsland lebten, keine politischen Rechte.

6
 Im Ge-

genteil: Der Vertrag besagte, dass die im EWG-Vertrag 
festgelegten Regelungen zur Arbeitnehmerfreizügigkeit 
im öffentlichen Dienst nicht galten. 1968 wurde Arbeitneh-
mern aus Mitgliedstaaten das Recht auf gleichberechtigte 
Mitgliedschaft in Gewerkschaften und die Teilnahme an 
Gewerkschaftswahlen zugesprochen. Sie durften bei Be-
triebsratswahlen kandidieren, waren aber weiterhin von 
Ämtern in öffentlich-rechtlichen Arbeitnehmervertretungen 
ausgeschlossen. Das Recht, als Gewerkschaftsfunktionär 
gewählt zu werden, wurde 1976 gewährt. Erst 15 Jahre 
später wurde ihnen auch das Recht zu gesprochen, ein 
Amt in öffentlich-rechtlichen Einrichtungen der Arbeitneh-
mervertretung zu bekleiden.7

 
1975 beschloss der Gerichtshof der Europäischen Ge-

meinschaften in einem seiner ersten Urteile zur Arbeit-
nehmerfreizügigkeit, dass die französischen Behörden 
das Recht der freien Wohnortwahl eines italienischen Ar-
beiters nicht aufgrund seiner politischen Aktivitäten wäh-
rend der Parlamentswahlen und seiner Teilnahme an einer 
Demonstration im Jahr 1968 einschränken durften.8

 Po-
litische Aktivitäten von ausländischen Staatsangehörigen 
wurden zu der Zeit noch als negativ oder sogar gefährlich 
wahrgenommen.

Die Möglichkeiten des Ausschlusses von EU-Staatsan-
gehörigen im öffentlichen Dienst wurden nach 1980 durch 
den beharrlichen Einsatz der Kommission und der allmäh-
lichen Entwicklung der Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs deutlich eingeschränkt. Schließlich galt der 
Ausschluss von EU-Staatsangehörigen nur noch für sol-
che Stellen, die eine direkte oder indirekte Mitwirkung an 
der Ausübung hoheitlicher Befugnisse oder Verpflichtun-

gen zur Wahrung der allgemeinen Interessen des Staates 
oder sonstiger öffentlicher Einrichtungen beinhalteten und 
daher eine spezielle Treueverpflichtung gegenüber dem 
Staat voraussetzen.9

Kommunales Wahlrecht

Mitte der 1970er Jahre begannen verschiedene Europäi-
sche Institutionen darüber nachzudenken, EU-Staatsange-
hörigen, die von der Arbeitnehmerfreizügigkeit Gebrauch 
machten und in einem anderen Mitgliedsland lebten, das 
Recht der Teilnahme an Wahlen auf kommunaler Ebene 
zuzusprechen. Diese Überlegungen beruhten auf zwei 
Hauptideen: zum einen der Idee der Einführung einer 
Unionsbürgerschaft und zum anderen Italiens Wunsch, 
die Rechte seiner Staatsbürger zu stärken, die in einem 
anderen Mitgliedstaat lebten. 1977 verfasste ein italieni-
sches Mitglied des Europäischen Parlaments den ersten 
Bericht des Parlaments zur EU-Staatsbürgerschaft.10 

Doch 
es sollte noch bis 1992 dauern, bis sich die die Mitglied-
staaten im Vertrag von Maastricht auf die Einführung der 
Unionsbürgerschaft einigen konnten und damit einen zu-
sätzlichen rechtlichen Status für Staatsangehörige der 
Mitgliedstaaten ins Leben riefen. Der Vertrag garantierte 
Unionsbürgern, die in einem anderen Mitgliedstaat lebten, 
auch das aktive und passive Wahlrecht auf kommunaler 
Ebene zu denselben Bedingungen, die auch für Staatsan-
gehörige des jeweiligen Staates galten, in dem sie ihren 
Wohnsitz hatten. 

Detaillierte Bestimmungen zur Ausübung des Wahl-
rechts legte die EG-Richtlinie 94/80 von 1994 fest.11

 Sie 
besagt, dass für Staatsangehörige anderer Mitgliedstaa-
ten dieselben Wohnsitzvoraussetzungen für die Teilnahme 
an Kommunalwahlen gelten wie für eigene Staatsangehö-
rige. 

Der Lissabon-Vertrag, der 2009 in Kraft trat, bekräftigte 
in Artikel 20 des Vertrags über die Arbeitsweise der Eu-
ropäischen Union (AEUV) die Rechte zur Wahlteilnahme 
im Rahmen der dort festgeschriebenen Rechte von Uni-
onsbürgern. In Artikel 20 Absatz 2 heißt es: Unionsbürger 
haben »in dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Wohnsitz 
haben, das aktive und passive Wahlrecht bei den Wahlen 
zum Europäischen Parlament und bei den Kommunalwah-
len, wobei für sie dieselben Bedingungen gelten wie für 
die Angehörigen des betreffenden Mitgliedstaats«. Eine 
fast identische Garantie des aktiven und passiven Kom-
munalwahlrechts findet sich auch in Artikel 40 der EU-
Grundrechtecharta.

Gleiche Rechte in Bezug auf die aktive und passive 
Wahlteilnahme bedeuten nicht nur Gleichberechtigung am 
Wahltag, sondern auch in der Vorbereitung der Kandida-
tenlisten durch die Parteien sowie im Rahmen anderer po-
litischer Aktivitäten, die mit den Wahlen in Zusammenhang 
stehen, wie das Recht, Mitglied einer politischen Partei 
zu sein oder eine solche zu gründen. Die Regelung im 
deutschen Parteiengesetz, wonach ausländische Staats-
angehörige nicht die Mehrheit der Mitglieder oder des Vor-
stands einer Partei bilden dürfen12

, ist mit dem Grundsatz 
der Gleichbehandlung von Unionsbürgern kaum vereinbar. 
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Im April 2014 leitete die Europäische Kommission formel-
le Vertragsverletzungsverfahren gegen die Tschechische 
Republik, Lettland und Polen ein, weil diese drei Mitglieds-
länder das Recht von Bürgern aus anderen EU-Staaten 
beschneiden, Mitglied einer politischen Partei zu werden 
oder eine politische Partei zu gründen.

Nutzen Unionsbürger ihr Wahlrecht?

Es gibt nur wenige Daten dazu, ob Unionsbürger, die in 
einem anderen Mitgliedstaat der EU leben, ihr Wahlrecht 
auch tatsächlich nutzen. Wahlen sind geheim. Die Nati-
onalität derjenigen, die ihre Stimme abgeben, wird nicht 
registriert. Wählerbefragungen (exit polls), Eintragungen 
in Wählerverzeichnissen und die Zahl der gewählten Aus-
länder in Gemeinderäten können jedoch Hinweise auf die 
Wahlteilnahme geben. Von der Kommission in Auftrag ge-
gebene Berichte zur Ausübung des aktiven und passiven 
Wahlrechts aus den späten 1990er und frühen 2000er Jah-
ren kamen zu dem Schluss, dass Unionsbürger von ihrem 
kommunalen Wahlrecht in anderen Mitgliedstaaten kaum 
Gebrauch machten.13

 Die Kommentatoren, unter anderem 
britische Rechtsprofessoren, machten dafür die potenziel-
len Wähler verantwortlich, die angeblich nur begrenztes 
politisches Interesse hätten oder deren primäres Interes-
se weiterhin dem Herkunftsland gelte.14

 Der Möglichkeit, 
dass bürokratische Hürden in denjenigen Mitgliedstaaten, 
in denen die Aufnahme ins Wählerverzeichnis individuell 
beantragt werden muss, zu einer geringen Wahlteilnahme 
in diesen Ländern führen könnten, wurde kaum Beachtung 
geschenkt.

Nach Angaben der Europäischen Kommission lebten 
2010 acht Millionen Unionsbürger im wahlberechtigten 
Alter in einem anderen EU-Mitgliedsland. In 14 Mitglied-
staaten erfolgt die Aufnahme ins Wählerverzeichnis au-
tomatisch mit der Anmeldung beim kommunalen Einwoh-
nermeldeamt. In Spanien, wo eine separate Registrierung 
im Wählerverzeichnis immer noch vorausgesetzt wird, 
meldeten sich 50 Prozent der im Land lebenden nicht-
spanischen EU-Bürger im Wählerverzeichnis an, nachdem 
sie von den Behörden einen individuellen Brief erhalten 
hatten, der sie über diese Voraussetzung für die Wahlteil-
nahme informierte. Ein beachtlicher Teil der EU-Migranten 
war also an der Ausübung seines Wahlrechts interessiert, 
nachdem er diese Informationen erhalten hatte und admi-
nistrative Hürden aus dem Weg geräumt waren. In einigen 
anderen Mitgliedstaaten, die ebenfalls eine individuelle 
Anmeldung im Wählerverzeichnis vorsehen, wie Zypern, 
Griechenland, Italien und Portugal, liegt der Anteil der im 
Land lebenden EU-Staatsangehörigen, die sich im Wäh-
lerverzeichnis haben eintragen lassen, bei weniger als 10 
Prozent. In Belgien lag er 2012 etwas über 18 Prozent. Im 
selben Jahr berichtete die Europäische Kommission, dass 
in Frankreich ein Drittel der Bürger anderer EU-Staaten, 
die bei den Kommunalwahlen kandidierten, auch gewählt 
worden war; in Schweden waren es ein Fünftel. In Öster-
reich, Luxemburg und Spanien wurde ebenfalls eine sig-
nifikante Zahl von Bürgern aus anderen Mitgliedstaaten in 
die Gemeinderäte gewählt.15

 

Wahlrecht für Drittstaatsangehörige

Begrenzter Einfluss der EU

Die Europäische Union hat die Kompetenz, Regeln zum 
Wahlrecht von EU-Staatsangehörigen sowie zur Einwan-
derung und zum Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen 
und im Bereich Asyl festzulegen. Sie hat aber keine recht-
liche Befugnis, verbindliche Regeln zur Wahlteilnahme 
von Nicht-EU-Bürgern (Drittstaatsangehörigen), die in 
einem EU-Staat leben, festzuschreiben. Die EU-Institutio-
nen können darüber diskutieren, wie bestimmte politische 
Rechte in den nationalen Gesetzen einzelner Mitgliedstaa-
ten gestaltet sind. Solche Diskussionen können in Emp-
fehlungen münden, nicht aber in verbindliche Rechtsvor-
schriften. Die EU-Institutionen können darüber hinaus für 
rechtliche Bestimmungen werben, die politische Rechte 
für Drittstaatsangehörige etablieren oder diese ausweiten. 
Kurz gesagt, die EU kann ihre Mitgliedstaaten dazu ermu-
tigen, in ihren Gesetzen das aktive und passive Wahlrecht 
für Drittstaatsangehörige zu verankern, sie kann sie aber 
nicht dazu verpflichten.

2003 verabschiedete der Ministerrat eine Richtlinie be-
treffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsbe-
rechtigten Drittstaatsangehörigen.16

 Diese Richtlinie kodi-
fizierte den Denizen-Status im EU-Recht – einen Status, 
der Langzeitaufenthaltern einige, aber nicht alle staats-
bürgerlichen Rechte zuspricht. Die Richtlinie garantiert 
Drittstaatsangehörigen, die seit mindestens fünf Jahren 
in einem EU-Mitgliedsland leben, einen sicheren Aufent-
haltsstatus, Gleichbehandlung und unter bestimmten Vor-
aussetzungen auch Mobilität innerhalb der EU. Sie enthält 
einen langen Katalog von Bereichen, in denen Langzeit-
aufenthalter und Staatsangehörige gleich behandelt wer-
den sollen; das Wahlrecht wird darin allerdings nicht er-
wähnt. Dieses Beispiel zeigt, dass die EU-Verträge keine 
rechtliche Basis darstellen, um die Mitgliedstaaten dazu 
zu verpflichten, Drittstaatsangehörigen das Wahlrecht 
oder andere politische Rechte zuzusprechen.

Die Einführung des Wahlrechts für EU-Staatsangehöri-
ge und ihr Einfluss auf das Wahlrecht von Drittstaats- 
angehörigen

Die Einführung des Kommunalwahlrechts für Unionsbür-
ger, die in einem anderen EU-Mitgliedsland leben, als ein 
fundamentales Recht und ein Ausdruck des Gleichbe-
handlungsgrundsatzes, kann weitreichendere Auswirkun-
gen haben. In mehreren Mitgliedstaaten (z.B. in Belgien, 
Luxemburg, den Niederlanden, Slowenien) ebnete die 
Aussicht oder die tatsächliche Pflicht zur Einführung des 
kommunalen Wahlrechts für Bürger anderer EU-Staaten 
den Weg zur Einführung dieses Rechts auch für Dritt-
staatsangehörige. Eine ähnliche Entwicklung fand in den 
nordischen Ländern bereits in den 1970er und 1980er Jah-
ren statt: Das Recht zur Wahlteilnahme wurde zunächst 
nur Staatsangehörigen der anderen nordischen Länder 
zugesprochen; später wurde es dann auch auf alle auslän-



Kurzdossier Nr. 26

Seite 4

dischen Staatsangehörigen, die bereits seit einigen Jah-
ren im Land lebten, ausgeweitet.

Der Vertrag von Maastricht aus dem Jahr 1992 zwang 
mehrere Mitgliedstaaten, darunter Österreich, Belgien, 
Deutschland und Frankreich, dazu, ihre Verfassungen 
zu ändern, um EU-Staatsangehörigen das kommunale 
Wahlrecht zu ermöglichen.17

 Diese Länder mussten eine 
politische Entscheidung treffen: Beschränkung der Verfas-
sungsänderung auf EU-Staatsangehörige oder Änderung 
der Verfassung dahingehend, dass sie auch Bürgern aus 
Nicht-EU-Staaten das Wahlrecht ermöglichte. Österreich, 
Deutschland und Polen, vor seinem EU-Beitritt, entschie-
den sich für die Übertragung des Wahlrechts nur auf EU-
Staatsangehörige. In Deutschland wurde in den 1980er 
Jahren über das kommunale Wahlrecht für ausländische 
Staatsangehörige debattiert. Die Debatte kam zum Erlie-
gen, als das Bundesverfassungsgericht 1990 urteilte, dass 
das kommunale Ausländerwahlrecht, das einige Bundes-
länder eingeführt hatten, verfassungswidrig sei. Das Ge-
richt argumentierte, dass die Bestimmung im Grundgesetz, 
wonach die politische Macht vom Volk ausgeht, so zu inter-
pretieren sei, dass damit nur deutsche Staatsangehörige 
gemeint seien und somit das Wahlrecht allein durch sie 
ausgeübt werden dürfe.18

 Ähnlich urteilte 2004 der öster-
reichische Verfassungsgerichtshof.

19

Belgien entschied sich für die andere Option: Nach einer 
langen politischen Debatte trat 1999 eine Verfassungsän-
derung in Kraft, mit der auch das Wahlrecht für Nicht-EU-
Bürger eingeführt wurde.20

 In Dänemark, Finnland, Irland, 
den Niederlanden, Spanien, Schweden und dem Verei-
nigten Königreich war die Teilnahme von Drittstaatsange-
hörigen an Wahlen bereits verfassungsrechtlich erlaubt. 
Hauptsächlich um die Rechte der eigenen im Ausland le-
benden Staatsangehörigen zu stärken, hatte Spanien be-
reits 1978 in seiner Verfassung die Möglichkeit verankert, 
das kommunale Wahlrecht auf der Basis bilateraler Verträ-
ge und unter der Bedingung von Gegenseitigkeit auf aus-
ländische Staatsangehörige zu übertragen. Die Einführung 
des Wahlrechts für EU-Staatsangehörige erfolgte dann auf 
der Basis dieser bereits existierenden verfassungsrecht-
lichen Bestimmung. Sie gilt auch für Drittstaatsangehöri-
ge. Die Niederlande folgten dem Beispiel der nordischen 
Länder. Sie führten angesichts der Diskussionen um die 
Einführung des Wahlrechts für EU-Bürger im Zuge einer 
Verfassungsreform nicht nur das Wahlrecht für EU-, son-
dern auch für Drittstaatsangehörige ein.

In der 1994 verabschiedeten EU-Richtlinie 94/80 wur-
de für Luxemburg eine Ausnahme verankert, weil fast ein 
Drittel der Bevölkerung im wahlberechtigten Alter Ange-
hörige anderer EU-Staaten waren. Luxemburg verlangte 
daher zunächst einen Aufenthalt von sechs Jahren für 
das aktive und zwölf Jahren für das passive Wahlrecht als 
Voraussetzung für die Wahlteilnahme. Nach den Kommu-
nalwahlen 1999, an denen erstmals EU-Staatsangehörige 
teilnehmen durften, wurden die Voraussetzungen für die 
Wahlteilnahme sowohl für das aktive als auch das passi-
ve Wahlrecht auf fünf Jahre reduziert. Ängste hinsichtlich 
einer ›Polarisierung zwischen den Listen luxemburgischer 
und ausländischer Kandidaten‹, die 1994 als Begründung 
für die Ausnahmeregelung angeführt worden waren, schie-

nen überwunden. 2003 führte Luxemburg darüber hinaus 
das Wahlrecht für Drittstaatsangehörige nach fünfjährigem 
Aufenthalt in Luxemburg ein.

In welchen EU-Mitgliedstaaten dürfen Drittstaats- 
angehörige wählen?

15 von 28 EU-Mitgliedstaaten erlauben bestimmten Grup-
pen von im Land lebenden Drittstaatsangehörigen die 
Teilnahme an kommunalen Wahlen. Diese Staaten sind 
Belgien, Dänemark, Estland, Finnland, Irland, Litauen, 
Luxemburg, die Niederlande, Portugal, Schweden, die 
Slowakei, Slowenien, Spanien, Ungarn und das Verei-
nigte Königreich. Vier dieser Staaten - Estland, Litauen, 
Slowenien und Ungarn - erlauben es Drittstaatsangehöri-
gen nicht, sich als Kandidaten bei den Kommunalwahlen 
aufstellen zu lassen (passives Wahlrecht). Sechs EU-Mit-
gliedstaaten haben das Wahlrecht für bestimmte auslän-
dische Staatsangehörige auch auf Wahlen auf regionaler 
Ebene ausgedehnt: Dänemark, Portugal, Schweden, die 
Slowakei, Ungarn und das Vereinigte Königreich. Die 13 
EU-Staaten, die Drittstaatsangehörige von der Wahlteil-
nahme ausschließen, sind Bulgarien, Deutschland, Frank-
reich, Griechenland, Italien, Kroatien, Lettland, Malta, Ös-
terreich, Polen, Rumänien, die Tschechische Republik und 
Zypern.

Bedingungen für die Wahlteilnahme

Mitgliedstaaten, die Drittstaatsangehörigen das kommu-
nale Wahlrecht zugesprochen haben, begrenzen dieses 
Recht auf der Basis von mindestens einer von vier ver-
schiedenen Bedingungen: 1) Aufenthaltsdauer, 2) Regist-
rierung im Wählerverzeichnis, 3) spezieller Aufenthaltssta-
tus oder 4) Gegenseitigkeit. Einige Staaten setzen mehrere 
dieser Bedingungen voraus. Zum Beispiel fordert Belgien 
einen fünfjährigen Aufenthalt im Land und eine Registrie-
rung im Wählerverzeichnis. Portugal setzt Aufenthaltsdau-
er, Gegenseitigkeit und Registrierung voraus.

Die Aufenthaltsdauer, die erforderlich ist, bevor ein Dritt-
staatsangehöriger an Wahlen teilnehmen darf, schwankt 
zwischen drei Jahren in Dänemark, Estland, Portugal und 
Schweden; vier Jahren in Finnland und fünf Jahren in Bel-
gien, Luxemburg und den Niederlanden. In Irland und dem 
Vereinigten Königreich gelten für Staatsangehörige und 
Ausländer dieselben Aufenthaltsbedingungen bzw. Wohn-
sitzvoraussetzungen. 

Fünf Staaten – Estland, Litauen, die Slowakei, Slowe-
nien und Ungarn, – erlauben nur Drittstaatsangehörigen, 
die eine dauerhafte Aufenthaltserlaubnis oder einen Lang-
zeitaufenthaltsstatus haben, die Wahlteilnahme. Diese 
Bedingung schränkt den Kreis der wahlberechtigten Dritt-
staatsangehörigen erheblich ein, weil der vorausgesetzte 
Status nur unregelmäßig oder nur an bestimmte Zuwan-
derergruppen (z.B. Angehörige der eigenen ethnischen 
Volksgruppe) vergeben wird und das im Allgemeinen auch 
nur nach einem fünfjährigen oder längeren rechtmäßigen 
Aufenthalt im Land.

Mehrere Mitgliedstaaten setzen voraus, dass sich aus-
ländische Wähler bei den lokalen Behörden registrieren 
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lassen. In Irland, den Niederlanden, den nordischen Staa-
ten und dem Vereinigten Königreich reicht eine einfache 
Registrierung vergleichbar mit der Anmeldung von Staats-
angehörigen beim Einwohnermeldeamt im Falle eines Um-
zugs aus. Der Registrierungsprozess kann jedoch auch zu 
einer enormen Hürde für ausländische Staatsangehörige 
werden, die von ihrem Wahlrecht Gebrauch machen wol-
len. Belgien setzt voraus, dass Ausländer einen Antrag 
auf Aufnahme in das Wählerregister stellen und eine Er-
klärung unterzeichnen, in der sie geloben, die belgische 
Verfassung und das belgische Recht zu achten.

Die Tschechische Republik, Malta, Portugal und Spani-
en wenden die Bedingung der Gegenseitigkeit an. In der 
Praxis führt dies zu einer weitreichenden Beschränkung 
oder de facto Inexistenz des Wahlrechts. Die Tschechische 
Republik und Malta haben die Gegenseitigkeitsbedingung 
in ihrer Verfassung verankert. Da sie aber keine bilateralen 
Abkommen mit Drittstaaten geschlossen haben, können 
Drittstaatsangehörige in diesen beiden Mitgliedstaaten 
nicht an Wahlen teilnehmen. Portugal hat bilaterale Verträ-
ge über das gegenseitige Zugeständnis des Wahlrechts mit 
mehr als zehn Ländern außerhalb der EU abgeschlossen. 
Spanien hat bilaterale Abkommen mit mehreren lateiname-
rikanischen Staaten und mit Norwegen unterzeichnet. Ein 
Sonderbotschafter wurde benannt, dessen Aufgabe es ist, 
ähnliche Abkommen mit weiteren Staaten außerhalb der 
EU zu verhandeln.21

 Dieser Ansatz verlangt nicht nur diplo-
matisches Engagement. Das Wahlrecht von Drittstaatsan-
gehörigen hängt darüber hinaus von der Bereitschaft der 
Regierungen ihrer Herkunftsländer ab, derartige Abkom-
men zu schließen. Undemokratische Länder mögen nicht 
geneigt sein, solche Abkommen zu unterzeichnen. Das 
führt dazu, dass nur Zuwanderer aus bestimmten Dritt-
staaten an Wahlen teilnehmen dürfen und andere (häufig 
die Mehrheit) von der Wahlteilnahme ausgeschlossen blei-
ben, was als ungerechtfertigt empfunden werden kann.

Argumente für und gegen die Ausweitung des Wahl-
rechts auf im Land lebende ausländische Staats- 
angehörige

Das Zugeständnis des Wahlrechts für im Land lebende 
ausländische Staatsangehörige ist ein sichtbares Bekennt-
nis zur Einbeziehung und Gleichbehandlung von Zuwan-
derern im öffentlichen Leben. Innerhalb von Staaten gibt 
es jedoch unterschiedliche Meinungen darüber, wie sehr 
die Inklusion von Zuwanderern gewünscht ist und welche 
Werte grundlegend für die nationale Identität sind. Die 
Hauptargumente, die für die Übertragung des Wahlrechts 
auf im Land lebende ausländische Staatsangehörige spre-
chen, lauten:

•	»No taxation without representation.« Alle Mitglieder ei-
ner Gemeinschaft, die regelmäßig Steuern zahlen, sol-
len in politischen Organen, die darüber entscheiden, wie 
öffentliche Gelder ausgegeben werden und verbindliche 
Regeln für alle Einwohner aufstellen, repräsentiert sein.

•	Gleichbehandlung aller Einwohner eines Landes. Je 
länger Ausländer in einem Land leben, desto schwieri-

Tabelle 1: Kommunalwahlrecht von Drittstaats- 
                 angehörigen in den EU-Mitgliedstaaten

 
 
EU-Mitgliedstaat Passives Kom-

munalwahlrecht 
für (einige) Dritt-
staatsangehörige

Aktives Kommu-
nalwahlrecht für 
(einige) Dritt-
staatsangehörige

Belgien JA

Bulgarien NEIN

Dänemark JA

Deutschland NEIN

Estland JA NEIN

Finnland JA

Frankreich NEIN

Griechenland NEIN

Irland JA

Italien NEIN

Kroatien NEIN

Lettland NEIN

Litauen JA NEIN

Luxemburg JA

Malta NEIN

Niederlande JA

Österreich NEIN

Polen NEIN

Portugal JA

Rumänien NEIN

Schweden JA

Slowakei JA

Slowenien JA NEIN

Spanien JA

Tschechische Rep. NEIN

Ungarn JA NEIN

Vereinigt. Königr. JA

Zypern NEIN

 
 
Quelle: Eigene Zusammenstellung des Autors.
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ger wird es, ihren Ausschluss von öffentlichen Entschei-
dungsprozessen zu rechtfertigen.

•	Das Zugeständnis des Wahlrechts fördert die politische 
Partizipation von Zuwanderern und somit auch ihre Inte-
gration in die Aufnahmegesellschaft.

•	Zuwanderer sind dauerhafte Mitglieder einer Gesell-
schaft. Das Zugeständnis des Wahlrechts sendet eine 
wichtige symbolische Botschaft an die Mehrheitsgesell-
schaft: Langfristig aufenthaltsberechtigte Zugewanderte 
werden im Land verbleiben und als (zukünftige) Mit- und 
Staatsbürger wahrgenommen. 

•	Weg zur Staatsbürgerschaft. Das Recht zur Teilnahme an 
kommunalen Wahlen ermutigt Ausländer, sich einbürgern 
zu lassen, damit sie auch an nationalen Wahlen teilneh-
men und Positionen im öffentlichen Dienst einnehmen 
dürfen.

Die Hauptargumente von Gegnern des Wahlrechts für aus-
ländische Staatsangehörige lauten:

•	Das (aktive und passive) Wahlrecht sollte ein verdientes 
Privileg sein. Es ist per Definition an die Nationalität ge-
koppelt und daher sollten nur Staatsangehörige an po-
litischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozessen 
mitwirken.

•	Verhinderung ausländischen Einflusses. Regierungen 
der Herkunftsländer der Zuwanderer könnten über ihre 
Staatsangehörigen politische Prozesse im Aufnahmeland 
beeinflussen.

•	Bildung ethnischer Parteien verhindern. Wenn bestimm-
te Zuwanderergruppen ihre eigenen politischen Parteien 
gründen, dann könnte dies traditionelle etablierte Partei-
en schwächen.

•	Zuwanderer sollten existierende Kräfteverhältnisse nicht 
durcheinander bringen dürfen. Das Zugeständnis des 
Ausländerwahlrechts könnte bestehende Machtverhält-
nisse durcheinander bringen, da einige Parteien stärker 
von den Stimmen der Zuwanderer profitieren würden als 
andere.

•	Domino-Effekt. Ist es ausländischen Staatsangehörigen 
erst einmal erlaubt, an Kommunalwahlen teilzunehmen, 
dann werden die Argumente, sie von nationalen Wahlen 
auszuschließen, schwächer. Einige argumentieren, dass 
das Wahlrecht auf nationaler Ebene widerstreitende Lo-
yalitäten schaffen könnte. 

•	Das Zugeständnis des Wahlrechts minimiert das Interes-
se der Zuwanderer an einer Einbürgerung. Statt der Ein-
führung des Ausländerwahlrechts sollte die Einbürgerung 
gefördert werden. 

Einige dieser Gegenargumente haben eine lange Traditi-
on. In der Vergangenheit wurden sie auch angebracht um 

Arbeiter, Frauen und junge Menschen vom Wahlrecht aus-
zuschließen.

Wie jemand eine Gemeinschaft (Nation) oder einen 
Staat definiert, wirkt sich oftmals auch darauf aus, wie die-
jenige Person zum Ausländerwahlrecht steht. Befürwor-
ter tendieren zu einem liberalen Blick und einer offenen 
Vorstellung des Staates oder des Staatsvolkes. Gegner 
vertreten eher ein kommunitaristisches Staatsverständnis: 
Nur die jeweiligen Mitglieder (Staatsangehörige) sollten 
darüber entscheiden, wer Teil der Gemeinschaft ist. Die-
se Perspektive korrespondiert mit einer geschlosseneren, 
defensiveren oder auch ethnisch-homogenen Vorstellung 
von Nationalstaaten. 

In der Einleitung wurde beobachtet, dass sich Ideen 
über die Erwünschtheit der politischen Partizipation von 
Ausländern in Europa im Laufe der Zeit gewandelt haben. 
Ideologische Argumente für und gegen die Ausweitung des 
kommunalen Wahlrechts können nur in der (öffentlichen) 
Diskussion erprobt werden. Empirische Argumente über 
die Effekte des Ausländerwahlrechts werden im letzten Teil 
dieses Kurzdossiers diskutiert.

Wann wurde das kommunale Ausländerwahlrecht  
eingeführt?

Im Vereinigten Königreich entstand das Ausländerwahl-
recht im Zusammenhang mit der Errichtung des Common-
wealth vor dem Zweiten Weltkrieg. In Irland wurde das 
kommunale Ausländerwahlrecht 1963 eingeführt. In den 
fünf Staaten der Nordischen Union (Dänemark, Finnland, 
Island, Norwegen, Schweden) entwickelte sich während 
der 1970er und 1980er Jahre ein Konsens im Hinblick auf 
dieses Thema. Nach einigen Jahren, in denen das kom-
munale Ausländerwahlrecht nur Angehörigen der anderen 
nordischen Staaten zugestanden wurde, wurde es schließ-
lich auch auf alle ausländischen Staatsangehörigen über-
tragen. Diese Entwicklung geht zeitlich dem in den 1990er 
Jahren eingeführten Wahlrecht von EU-Staatsangehöri-
gen, die in einem anderen Mitgliedsland leben, voraus. Die 
relevante Klausel in der spanischen Verfassung stammt 
aus dem Jahr 1978. Die Niederlande führten das Auslän-
derwahlrecht 1985 vor der Ratifizierung des Maastrichter 
Vertrags ein, nachdem eine Verfassungsreform 1983 da-
für den Weg frei gemacht hatte. Litauen, Slowenien und 
die Slowakei erlaubten Drittstaatsangehörigen die Wahl-
teilnahme im Jahr 2002 und führten dieses Recht damit 
bereits vor ihrem EU-Beitritt ein, Luxemburg folgte 2003 
und Belgien 2004.

Einbürgerung als Alternative zum  
Ausländerwahlrecht?

In einigen europäischen Ländern (z.B. Deutschland, Belgi-
en und den Niederlanden) ist die Debatte über die Einfüh-
rung des Kommunalwahlrechts für ausländische Staatsan-
gehörige (insbesondere aus Drittstaaten) mit derjenigen 
über die Einbürgerung verknüpft. In seinem Urteil aus 
dem Jahr 1990 wies das deutsche Bundesverfassungsge-
richt explizit darauf hin, dass die Regierung den Erwerb 
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der deutschen Staatsangehörigkeit vereinfachen solle, 
anstatt Ausländern das kommunale Wahlrecht zuzuspre-
chen.22

 Das Staatsangehörigkeitsgesetz, das 2000 in Kraft 
trat, kann als verspätete Realisierung dieses Vorschlags 
verstanden werden: Es führte das ius soli-Prinzip (Ge-
burtsortsprinzip) für den Staatsangehörigkeitserwerb von 
in Deutschland geborenen Kindern niedergelassener Zu-
wanderer ein und erlaubte in einigen Fällen die doppelte 
Staatsangehörigkeit (z.B. für EU-Staatsangehörige). Das 
Wiederaufleben der Debatte um die Einführung des kom-
munalen Ausländerwahlrechts um das Jahr 2008 steht 
auch mit dem geringen Effekt der Reform des Staatsange-
hörigkeitsrechts und den darin verankerten Bestimmungen 
für den Erwerb der Staatsangehörigkeit durch Migranten 
der ersten Generation in Verbindung. Die Zahl der Einbür-
gerungen ist nach und nach von 190.000 im Jahr 2000 auf 
95.000 im Jahr 2008 gesunken.23

 Dies mag teilweise an 
der Anhebung der Gebühren für die Einbürgerung einer-
seits und andererseits auch an der Einführung einheitlicher 
formalisierter Sprach- und Einbürgerungstests liegen.24

In Belgien und den Niederlanden wurden ähnliche Kom-
promisse zwischen dem Staatsangehörigkeitsgesetz und 
dem Wahlrecht getroffen. Nachdem Belgien 2001 seine 
Einbürgerungsgesetzgebung liberalisiert hatte, verstumm-
te die Debatte über das kommunale Wahlrecht für Dritt-
staatsangehörige.25

 In den Niederlanden erzielte in den 
frühen 1990er Jahren die Koalition aus Sozialdemokraten 
(PvdA) und Christdemokraten (CDA) einen politischen 
Kompromiss. Sie beschloss, die Einbürgerungsregeln 
zu liberalisieren, was auch die Akzeptanz der doppelten 
Staatsangehörigkeit bedeutete, anstatt ausländischen 
Staatsangehörigen die Teilnahme an Wahlen auf Provinz- 
und nationaler Ebene zu ermöglichen - eine Politik, die die 
Sozialdemokraten befürworteten, die aber von den Christ-
demokraten entschieden abgelehnt wurde.

Was sind die Effekte des Ausländer- 
wahlrechts?

Machen Ausländer tatsächlich von ihrem Wahlrecht 
Gebrauch?

Empirische Daten zur Zahl der ausländischen oder zu-
gewanderten Wahlberechtigten, die von ihrem Wahlrecht 
Gebrauch machen, gibt es auf der Basis von Wählerbefra-
gungen für einige Städte in den EU-Mitgliedstaaten Däne-
mark, Finnland, den Niederlanden und Schweden. Daten 
zur Zahl der im Wählerverzeichnis eingetragenen aus-
ländischen Wähler sind für drei weitere Länder verfügbar 
(Belgien, Irland, Luxemburg). Diesen Daten zufolge weisen 
ausländische Wähler bei Kommunalwahlen im Allgemei-
nen eine niedrigere Wahlbeteiligung auf als Staatsangehö-
rige des jeweiligen Landes. Die niedrigere Wahlbeteiligung 
ist jedoch nicht zwingend ein Ausdruck geringeren Interes-
ses oder unterschiedlicher politischer Traditionen. Es kann 
sein, dass es sich einfach um das Ergebnis bürokratischer 
Hürden wie strengen Voraussetzungen für eine Registrie-
rung im Wählerverzeichnis handelt, die Zuwanderer davon 
abhalten, ihre Stimme abzugeben.

Die Wahlbeteiligung schwankt im Zeitverlauf, zwischen 
Städten und zwischen Zuwanderergruppen. Zeitweise liegt 
die Wahlbeteiligung bestimmter Zuwanderergruppen ver-
hältnismäßig höher als die der Gesamtbevölkerung. Zum 
Beispiel haben türkische Zuwanderer in Dänemark und 
den Niederlanden im Allgemeinen eine höhere Wahlbe-
teiligung als andere Zuwanderergruppen. Es scheint, als 
beeinflussten die lokalen Rahmenbedingungen die Wahl-
beteiligung und das Abstimmungsverhalten von ausländi-
schen Wählern. Eine große Zahl an Zuwanderern hat von 
ihrem Wahlrecht Gebrauch gemacht. In den relevanten 
Ländern suchen Parteien aus dem gesamten politischen 
Spektrum Kandidaten aus Zuwanderergruppen, um Stim-
men aus dieser Bevölkerung zu gewinnen. Die Zahl der 
Stadträte mit Migrationshintergrund oder mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit hat im Laufe der Zeit deutlich zuge-
nommen. In Dänemark ist die Zahl der Stadträte mit Dritt-
staatsherkunft von drei im Jahr 1981 auf 51 in 2001 gestie-
gen. In Luxemburg waren 189 (6 Prozent) der Kandidaten 
bei den Wahlen 2005 ausländische Staatsangehörige; 14 
davon wurden gewählt.26

 Mehr als 300 nicht-niederländi-
sche Stadträte wurden 2006 bei den niederländischen 
Kommunalwahlen gewählt, darunter 157 türkischer und 
66 marokkanischer Herkunft. In Schweden hatten 2002 
sieben Prozent der Mitglieder der Kommunalparlamente 
einen Migrationshintergrund (Eingebürgerte oder auslän-
dische Staatsangehörige) und damit doppelt so viele wie 
noch zehn Jahre zuvor.27

 Selbst die offen zuwanderungs-
feindlichen Parteien wie Geert Wilders Partij voor de Vri-
jheid (Partei für die Freiheit) in den Niederlanden stellen 
sicher, dass sie Kandidaten mit Zuwanderungsgeschichte 
aufstellen.

Wahlrecht und Integration

Ob die Gewährung des Wahlrechts Zuwanderern hilft, sich 
zu integrieren, hängt weitgehend davon ab, wie Integration 
definiert wird. Wenn Integration den Grad der Partizipation 
von Zuwanderern in den zentralen Institutionen der Auf-
nahmegesellschaft (u.a. auf dem Arbeitsmarkt, in Schulen 
sowie religiösen, militärischen oder politischen Einrichtun-
gen) meint, dann fördert die Ausweitung des Wahlrechts 
auf Zuwanderer ihre Integration. Wenn aber Integration im 
normativen oder emotionalen Sinne definiert wird und die 
innere Einstellung von Zuwanderern wichtiger erscheint 
als ihr Verhalten, dann ist die entscheidende Frage: Sind 
die Zuwanderer uns ähnlicher geworden? Aus dieser Per-
spektive heraus könnten diejenigen, die ihre Stimme für 
Kandidaten aus der eigenen Zuwanderergruppe abgeben, 
als nicht ausreichend integriert betrachtet werden. Natür-
lich könnte dieses Abstimmungsverhalten umgekehrt auch 
als perfekter Ausdruck eines der grundlegenden Elemente 
von Demokratien verstanden werden: Jedes Individuum 
hat das Recht, denjenigen Kandidaten zu wählen, der sei-
ner Meinung nach die Interessen der Wähler am besten 
versteht und vertritt.

Ergebnisse empirischer Forschung weisen darauf hin, 
dass das Recht zur Wahlteilnahme Zuwanderer auch mo-
tiviert, sich anderweitig politisch zu engagieren. Sie treten 
häufiger in politische Parteien, Gewerkschaften und ande-
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Wahlrecht und Einbürgerung

Die Zahl der Einbürgerungen ist in keinem der EU-Staaten 
mit kommunalem Ausländerwahlrecht zurückgegangen. In 
den Niederlanden ist die Zahl der jährlichen Einbürgerun-
gen in dem Jahrzehnt nach der Einführung des kommu-
nalen Ausländerwahlrechts von 20.000 1986 auf 80.000 
1996 gestiegen. Die Gewährung des Wahlrechts führt also 
nicht dazu, dass sich Zuwanderer gegen die Einbürgerung 
entscheiden. Vielmehr sind es Faktoren wie  der Verlust 
oder die Pflicht zur Aufgabe der alten Staatsangehörigkeit, 
hohe Gebühren, schwierige Sprach- und Integrationstests, 
emotionale Bindungen an das Herkunftsland oder der Ver-
lust von Eigentums- und Erbrechten in diesem Land, die 
gegen eine Einbürgerung sprechen. Zuwanderer wägen 
diese Hürden und Nachteile mit den Vorteilen einer Ein-
bürgerung ab, wie visafreies Reisen, Freizügigkeit in der 
EU, volles Wahlrecht und Zugang zu Arbeitsplätzen im öf-
fentlichen Dienst, die Staatsangehörigen vorbehalten sind.

In einer Studie aus den frühen 1990er Jahren über 
die Gründe für den Erwerb der niederländischen Staats-
angehörigkeit gaben zwei Drittel der Befragten an, dass 
ein sicherer Rechtsstatus und das volle Wahlrecht in ihre 
Einbürgerungsentscheidung eingeflossen waren. Nur das 
visafreie Reisen wurde häufiger genannt.30

 Das kommu-
nale Wahlrecht erscheint also nicht als Barriere, sondern 
vielmehr als Anreiz für eine Einbürgerung.

Die politische Macht von Migranten wird sichtbar

Wähler mit Migrationshintergrund können den entschei-
denden Ausschlag geben. Bei den niederländischen Kom-
munalwahlen im März 2006 gab eine große Zahl von Zu-
wanderern ihre Stimme ab um ihre Unzufriedenheit mit der 
zuwanderungsfeindlichen Politik der Mitte-rechts-Regie-
rung zum Ausdruck zu bringen. Medienberichte und em-
pirische Forschung zeigen, dass die sozialdemokratische 
Partei die Kommunalwahlen in Amsterdam und Rotterdam 
hauptsächlich aufgrund der Stimmen aus den Reihen der 
Wähler mit Migrationshintergrund (Eingebürgerte oder nie-
dergelassene ausländische Staatsangehörige) gewann.

Die Bedeutung der Wähler mit Migrationshintergrund 
wurde auch im Januar 2008 bei den Wahlen im deutschen 
Bundesland Hessen deutlich. Der damalige hessische Mi-
nisterpräsident Roland Koch (CDU) spielte in der finalen 
Wahlkampfphase mit Ressentiments gegenüber Zuwande-
rern. Seine Partei verlor 12 Prozent der Stimmen und die 
absolute Mehrheit und schlug die Sozialdemokraten (SPD) 
nur mit einem knappen Vorsprung von 3.500 Stimmen. 
Für dieses Ergebnis könnten die etwa 70.000 deutsch-
türkischen Wähler in Hessen ausschlaggebend gewesen 
sein.31

Sowohl in den Niederlanden als auch in Deutschland 
wurden sich die Vorsitzenden traditioneller Parteien be-
wusst, dass zuwanderungsfeindliche Programme zwar ei-
nige Wähler anziehen, dass die Bedeutung der Wähler mit 
Migrationshintergrund aber nicht unterschätzt werden darf. 
In den Niederlanden stellen Zuwanderer zwischen 10 und 
15 Prozent der Wahlberechtigten; in den großen Städten 
mag ihr Anteil noch höher liegen. In den Fällen, in denen 

re zivilgesellschaftliche Organisationen ein als Zuwande-
rer ohne Wahlrecht.28

 

Migrantenparteien

Die Angst, dass Zuwanderer ihre eigenen Parteien grün-
den könnten, hat sich als weitgehend unbegründet her-
ausgestellt. In den Niederlanden nehmen zwar bei jeder 
Kommunalwahl einige Migrantenparteien oder –listen teil; 
ihnen gelingt es aber nur selten, genug Wählerstimmen 
für einen Sitz im Gemeinderat zu gewinnen. Bei den Kom-
munalwahlen 2014 erhielt eine von einem jungen marok-
kostämmigen Niederländer gegründete Partei zwei von 45 
Sitzen im Stadtrat von Rotterdam. Der Chef dieser Partei 
war zuvor als Abgeordneter der Grünen Partei im Stadt-
parlament gewesen. Die meisten Politiker und Wähler 
mit Migrationshintergrund sehen ihren Weg zu politischer 
Macht offenbar durch die Mitgliedschaft in traditionellen 
Parteien oder die Wahl derselben. Irland ist hierfür ein gu-
tes Beispiel. Vor den Wahlen 2004 starteten NGOs eine 
Kampagne, um Zuwanderer dazu zu ermutigen, sich ins 
Wählerverzeichnis eintragen zu lassen, mehrere Parteien 
stellten aus Drittstaaten Zugewanderte als Kandidaten auf 
und eine Gruppe von 60 Asylbewerbern gründete in ihrer 
Gemeinde einen örtlichen Zweig von Fianna Fáil, einer der 
größten etablierten politischen Parteien in Irland.29

  
In den meisten Ländern stammen die Zuwanderer aus 

unterschiedlichen Herkunftsländern, sind Angehörige un-
terschiedlicher Religionen und sozialer Schichten. Diese 
Heterogenität mindert die Chancen von Migrantenparteien 
selbst in Ländern mit einem Verhältniswahlsystem. Länder 
mit einem Wahlsystem, das für kleinere Parteien unvorteil-
hafter ist - etwa weil der Kandidat mit den meisten Stimmen 
gewinnt oder ein bestimmter Schwellenwert überschritten 
werden muss, um ins Parlament einzuziehen - stellen für 
Zuwanderer einen noch größeren Anreiz dar, bestehende 
Parteien zu wählen oder sich in ihnen zu engagieren. In 
solchen Systemen erhalten Migrantenparteien nur selten 
einen Sitz im Gemeinderat.

Einfluss ausländischer Regierungen

Die Regierungen der Herkunftsländer von Zuwanderern 
haben nur selten versucht, das Abstimmungsverhalten ih-
rer im Ausland lebenden Staatsangehörigen oder (ethni-
schen) Volkszugehörigen zu beeinflussen. Die Ausnahmen 
haben viel negative Presse erhalten, so wie beispielswei-
se 1986 der Versuch des marokkanischen Königs Hassan 
Einfluss auf in den Niederlanden lebende marokkanische 
Staatsangehörige zu nehmen. Der König riet ihnen, sich 
an der ersten Kommunalwahl in den Niederlanden, an der 
ausländische Staatsangehörige teilnehmen durften, nicht 
zu beteiligen (»Man kann nicht hinter zwei Flaggen ge-
hen.«). Es war darüber hinaus das erste Mal, dass eine 
große Zahl marokkanischer Staatsangehöriger in einem 
europäischen Land wählen durfte. Der Aufruf des Königs 
führte zu einer geringen Wahlbeteiligung unter den ma-
rokkanischen Wählern. In späteren Jahren änderte König 
Hassan dann seine Meinung und riet marokkanischen Mi-
granten in Europa, ihre demokratischen Rechte zu nutzen.



die großen Parteien etwa gleich stark sind, können die Stim-
men der Wähler mit Migrationshintergrund den entscheiden-
den Ausschlag geben. Das Ergebnis der niederländischen 
Kommunalwahlen 2006 kann als Beweis dafür angesehen 
werden, dass die Einführung des Ausländerwahlrechts zur 
politischen Integration der Zuwanderer beigetragen hat. Für 
diejenigen, die der gesellschaftlichen Einbindung von Zu-
wanderern kritisch gegenüber stehen, mag diese Entwick-
lung ihre schlimmsten Befürchtungen bestätigen.

Aktuelle Entwicklungen in einigen  
EU-Mitgliedstaaten

Alle EU-Staaten, die Drittstaatsangehörigen das kommunale 
Wahlrecht gewährt haben, haben dies vor mehr als einem 
Jahrzehnt getan. In Griechenland verabschiedete die sozi-
aldemokratische Regierung 2010 ein Gesetz, das ethnisch-
griechischen Rückkehrern, langzeitaufenthaltsberechtigten 
Drittstaatsangehörigen, Flüchtlingen, staatenlosen Perso-
nen und Eltern griechischer Staatsangehöriger nach fünfjäh-
rigem legalen Aufenthalt im Land die Teilnahme an Kommu-
nalwahlen ermöglichte. Das griechische Verfassungsgericht 
erklärte das Gesetz 2013 für verfassungswidrig, woraufhin 
es 2014 aus den Gesetzesbüchern gestrichen wurde. In 
den 1980ern versprach der französische Präsident Mitte-
rand wiederholt, sich für die Einführung des kommunalen 
Ausländerwahlrechts einsetzen zu wollen. Er brachte aber 
nie einen entsprechenden Vorschlag für eine Verfassungs-
änderung auf den Weg. 2011 votierte die linke Mehrheit im 
französischen Senat für einen Gesetzesentwurf für die Ein-
führung des Kommunalwahlrechts für Drittstaatsangehörige. 
Die Mitte-rechts-Regierung, die in der Nationalversammlung 
eine Mehrheit hatte, blockierte diesen Vorschlag jedoch.32   

Präsident Hollande versprach in seinem Wahlkampf die Aus-
weitung des Kommunalwahlrechts auf Drittstaatsangehöri-
ge. 2013 kündigte er an, einen entsprechenden Gesetzes-
vorschlag nach den Kommunalwahlen 2014 einbringen zu 
wollen. Aber der Regierungskoalition fehlen 30 Stimmen zur 
drei-Fünftel Mehrheit, die notwendig ist, um eine entspre-
chende Verfassungsänderung im Senat durchzusetzen.33

 
Seitdem das deutsche Bundesverfassungsgericht die 

Initiative der Länder Schleswig-Holstein und Hamburg zur 
Einführung des kommunalen Ausländerwahlrechts 1990 
abgewiesen hat, gab es zahlreiche Versuche von Städten, 
Bundesländern, politischen Parteien und zivilgesellschaft-
lichen Organisationen, eine Verfassungsänderung auf den 
Weg zu bringen, die Drittstaatsangehörigen die Wahlteilnah-
me ermöglichen würde. Bislang waren alle diese Anläufe 
ohne Erfolg. Vor den Bundestagswahlen 2013 sprachen sich 
mit Ausnahme der CDU/CSU alle Parteien, die im aktuellen 
Bundestag vertreten sind, in ihren Wahlprogrammen für die 
Einführung des Kommunalwahlrechts für Drittstaatsangehö-
rige aus. Der Koalitionsvertrag der amtierenden großen Ko-
alition aus CDU/CSU und SPD geht auf dieses Thema nicht 
ein und setzt es damit nicht auf die politische Agenda der 
aktuellen Legislaturperiode (2013-2017).

In Italien ist eine Bestimmung zur Einführung des Kom-
munalwahlrechts für Drittstaatsangehörige mit einer dau-

erhaften Aufenthaltsberechtigung im Einwanderungsgesetz 
von 1998 verankert worden; die dafür notwendige Verfas-
sungsänderung ist aber nie verabschiedet worden. Das The-
ma kehrt von Zeit zu Zeit auf die politische Agenda in Italien 
zurück. Im Koalitionsvertrag der derzeit amtierenden nieder-
ländischen Regierung aus dem Jahr 2012 wurde vereinbart, 
dass die Aufenthaltsvoraussetzung für die Kommunalwahl-
teilnahme von Drittstaatsangehörigen von fünf auf sieben 
Jahre angehoben werden soll. Bis März 2014 war aber kein 
Gesetzesentwurf zur Umsetzung dieser Vereinbarung auf 
den Weg gebracht worden. Die Niederlande müssten sich 
von der Konvention des Europarats über die Teilhabe von 
Ausländern am öffentlichen Leben auf kommunaler Ebene 
(1992) lossagen, um diesen Plan in die Tat umzusetzen.

Schlussbemerkungen

Vier große EU-Mitgliedstaaten (Deutschland, Frankreich, 
Italien und Polen) und die meisten der Mitgliedstaaten in 
Zentral- und Osteuropa, die 2004 und 2007 der EU beitraten, 
gestehen Drittstaatsangehörigen die Teilnahme an Wahlen 
(bislang) nicht zu. Portugal und Spanien sind die einzigen 
südeuropäischen EU-Mitgliedsländer, die ausgewählten Zu-
wanderergruppen aus nicht-EU-Staaten die Wahlteilnahme 
erlauben. Es handelt sich dabei überwiegend um Staatsan-
gehörige aus ehemaligen Kolonien oder um Angehörige von 
Staaten, mit denen Portugal und Spanien Gegenseitigkeits-
abkommen geschlossen haben. In einigen Mitgliedstaaten, 
werden in der Debatte um die Einführung des Wahlrechts 
für ausländische Staatsangehörige Erleichterungen beim 
Erwerb der Staatsangehörigkeit durch Geburt oder Einbür-
gerung als Alternativen präsentiert. Tatsächlich scheint es 
jedoch so, dass diejenigen Mitgliedstaaten, die Ausländern 
die Wahlteilnahme erlauben, ihnen auch einen leichteren 
Zugang zur Staatsbürgerschaft gewähren als Länder, in de-
nen Drittstaatsangehörige kein kommunales Wahlrecht ha-
ben. Das deutet darauf hin, dass beide Themen – Wahlrecht 
und Staatsangehörigkeitsgesetzgebung – eng verbunden 
sind mit den dominanten Vorstellungen von Staatlichkeit, 
nationaler Identität und der Gestaltung der Verfassung. 

Die Ausweitung des Wahlrechts ist eine kostengünstige 
Maßnahme. Die politische Macht mit zusätzlichen Gruppen 
zu teilen mag symbolisch schmerzhaft erscheinen; in der 
Realität aber wird dadurch die politische Macht der alten 
Wähler nur geringfügig verringert. Keiner der 15 EU-Staa-
ten, die das Kommunalwahlrecht auf Drittstaatsangehörige 
ausgeweitet haben, hat dieses Recht aufgrund von wahrge-
nommenen oder tatsächlichen negativen Auswirkungen spä-
ter wieder zurückgezogen. Seit 1988 plädierte die zuwan-
derungsfeindliche Dänische Volkspartei wiederholt für die 
Einschränkung des Wahlrechts von ausländischen Staats-
angehörigen, das 1981 gewährt worden war. Die Partei ist 
darin aber nie von anderen Parteien unterstützt worden.34

 Ist 
das kommunale Ausländerwahlrecht erst einmal eingeführt, 
erscheint es nie als Quelle ernsthafter Konflikte. Allem An-
schein nach sind die meisten Politiker in den entsprechen-
den Ländern davon überzeugt, dass die Vorteile die Nach-
teile überwiegen. 
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